I.  Zu welchem Thema gibt es im Grundgesetz einen eigenen Abschnitt? Kreuzen Sie diese Begriffe an. Achtung: Sechs gehören nicht dazu! Die Übersicht über die Artikel des Grundgesetzes (Inhaltsverzeichnis) gibt Auskunft.

	Die Gewerkschaften
	Die NATO 

	Das Finanzwesen 
	[bookmark: _GoBack]Der Bundesrat 

	Die Rechtsprechung 
	Die Grundrechte 

	Die Bundesregierung 
	Der Bundestag 

	Armut und Reichtum 
	Die Gesetzgebung des Bundes 

	Der Bundespräsident 
	Der Bund und die Länder 

	Die Polizei 
	Schulen und Hochschulen 

	Verteidigungsfall 
	Löhne und Einkommen



II. Ergänzen Sie den Lückentext und schreiben Sie hinter jeden Satz die entsprechende Artikelnummer. Die gesuchten Begriffe können Sie den Grundrechtsartikeln entnehmen. 

1. Männer und Frauen sind gleichberechtigt (Art 3 § 2)
2. Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit (Art 2 § 2)
3. Niemand darf gegen sein Gewissen  zum Kriegsdienst mit der Waffe gezwungen werden (Art 4 § 3)
4. Die Wohnung ist unverletzlich (Art.13§ 1)
5. Eigentum verpflichtet (Art.14 §2)
6. Alle Deutschen genießen  Freizügigkeit im ganzen Bundesgebiet. (Art 11 § 1)
7. Politisch Verfolgte genießen Asylrecht. (Art 16a  § 1)
8. Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates. (Art 7 § 1)
9. Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu versammeln. (Art 8 § 1)
10. Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz und  Ausbildungsstätte frei zu wählen. (Art 12 §1)
11. Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ordnung. (Art 6 §1)
12. Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt. (Art 2 §2)
13. Alle Deutschen haben das Recht, Vereine und Gesellschaften zu bilden. (Art 9 §1)
14. Die Pressefreiheit und die Freiheit der Berichterstattung durch Rundfunk und Film werden gewährleistet. (Art 5 §1)

III. Ordnen Sie die folgenden Überschriften den nachfolgenden Beschreibungen zu. 

Demokratie  – Republik – Sozialstaat  – Bundesstaat  – Rechtsstaat  – Gewaltenteilung
Republik bedeutet wörtlich übersetzt: „Sache der Allgemeinheit“ und meint eine Staatsform, in der das Staatsoberhaupt gewählt wird – im Gegensatz zu einer Monarchie, in der das Amt des Staatsoberhauptes in der Regel von einer Königin oder einem König auf die Erben übergeht, also vererbt wird.
Gewaltenteilung bedeutet, dass die Gesetzgebung (Parlamente), die Ausführung der Gesetze (Regierung und Verwaltung) und Rechtsprechung (Gerichte) von verschiedenen, voneinander unabhängigen Personen und Personengruppen durchgeführt werden soll.
 Bundesstaat bezeichnet allgemein die Vereinigung souveräner (selbständiger) Staaten zu einem Bund, auf den bestimmte Rechte und Aufgaben übertragen werden. In der Bundesrepublik Deutschland haben deshalb die Bundesländer einerseits eigene Länderparlamente, -regierungen und -gerichte, andererseits wirken sie über den Bundesrat an der Bundespolitik mit. Man nennt dieses staatliche Organisationsprinzip auch Föderalismus.
Sozialstaat verpflichtet den Staat, die sozialen (gesellschaftlichen) Verhältnisse zu gestalten. Dazu gehören wirtschaftspolitische Aktivitäten, um z.B. die Entwicklung der Wirtschaft zu ermöglichen oder Arbeitslosigkeit abzubauen. Ebenso müssen soziale Maßnahmen ergriffen werden, um in Not geratenen Bürgerinnen und Bürgern das Existenzminimum zu sichern. Mit Vorsorgeeinrichtungen sollen die Menschen im Alter, bei Krankheit oder Unfällen geschützt werden (Sozialversicherung, Renten).
Rechtsstaat besagt, dass die staatliche Gewalt an die Verfassung und die Rechtsprechung gebunden ist. Alle Maßnahmen der Staatsorgane können von unabhängigen Richtern überprüft werden. Voraussetzungen für dieses Prinzip sind die in der Verfassung zugesicherten Grundrechte (Freiheitsrechte), die Gewaltenteilung und die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung.

IV. Ergänzen Sie folgenden Lückentext

	



Als Menschenrechte werden Rechte bezeichnet, die jedem Menschen zustehen, gleichgültig in welchem Staat der Erde er lebt oder welche Staatsangehörigkeit er besitzt. Diese Rechte wurden 1948 von den Vereinten Nationen in der „Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte“ festgelegt. Sie enthalten zum Beispiel das Recht auf menschliche Würde, das Recht auf Leben und Freiheit – das Verbot der Folter . Außerdem hat jeder das Recht, seine Meinung frei zu äußern und darf nicht aufgrund seiner religiösen Überzeugungen oder politischen Ansichten verfolgt oder benachteiligt werden.
Neben den Menschenrechten, die sowohl für deutsche Staatsbürger als auch für Ausländer in Deutschland gelten, enthalten die Grundrechte aber auch so genannte Bürgerrechte . Sie bestimmen, welche Rechte und Pflichten jeder Bürger der Bundesrepublik Deutschland hat und definieren das Verhältnis zwischen Bürger und Staat : Zum Beispiel das Recht, seinen Beruf und Ausbildungsplatz frei zu wählen, die Versammlungsfreiheit und das Recht auf freie, geheime und demokratische Wahlen. Bürgerrechte sind im Grundgesetz oft an der Bezeichnung „alle Deutschen“  zu erkennen. Grundrechte schützen den Einzelnen vor Ansprüchen und Übergriffen der Staatsgewalt und sichern so auch die Ordnung der Gesellschaft in einem Staat. In vielen Ländern der Welt werden diese Rechte jedoch von der Staatsmacht missachtet Das zeigt, dass es keineswegs selbstverständlich ist, dass die verfassungsmäßig garantierten Grundrechte auch anerkannt werden. Neben der Gesetzgebung und der ausführenden Gewalt benötigt ein Staat daher auch eine unabhängige und neutrale Rechtsprechung zur Durchsetzung der Grundrechte.
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